Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2142 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die friedliche Verwendung der Kernenergie 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 1 

(1) Die friedliche Verwendung der Kern- 
energie Ist vom Bund Im Rahmen einer freien 
wirtschaftlichen Betätigung zu fördern und 
unterliegt seiner Aufsicht. 

(2) Die Pflege der zwischenstaatlichen Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der friedlichen 
Verwendung der Kernenergie ist Sache des 
Bundes, der dabei auf die Grundsätze des 
Absatzes 1 Bedacht zu nehmen hat. 

§2 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1 . Kernenergie: 

jede Art von Energie, die Im Verlaufe von 
Prozessen der Spaltung, Vereinigung und 
sonstigen Umwandlung von Atomkernen, 
die durch äußere Mittel herbeigeführt oder 
beeinflußt werden, unmittelbar freigesetzt 
wird; 

2. Kernbrennstoffe: 

alle Stoffe, von denen die Bundesanstalt 
für Kernenergie (§§ 5 ff.) feststellt, daß sie 
geeignet sind, größere Mengen Kernenergie 
freizusetzen; 


3. Ausgangsstoffe: 

alle Stoffe, aus denen Kernbrennstoffe 
hergestellt oder gewonnen werden können; 

4. radioaktive Substanzen: 

alle Stoffe, die infolge von Kernreaktionen 
Strahlen mit einer Energie von mehr als 
100 Elektronen volt (eV) aussenden. 


Wird die Feststellung gemäß § 2 Nr. 2 mir 
der Einscliränkung getroffen, daß bestimmte 
Stoffe nur in Verbindung mit einer beson- 
deren Vorrichtung zur Freisetzung von Kern- 
energie geeignet sind, so gelten die betref- 
fenden Stoffe erst dann als Kernbrennstoffe, 
wenn sie in den für die Aufnahme durch die 
Vorrichtung erforderlichen Zustand versetzt 
worden sind. 

§4 

(1) Wirtschaftliche Unternehmen zum 
Zwecke der friedlichen Verwendung der 
Kernenergie dürfen vom Bund, von den Län- 
dern, Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
nur errichtet, übernommen oder erweitert 
werden, wenn dieser Zweck nicht ebensogut 
im Rahmen freier wirtschaftlicher Betätigung 
erreicht werden kann. 

(2) Wirtsdtaftliche Unternehmen in voll- 
ständigem oder teilweisem Eigentum des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden, der 
Gemeindeverbände oder sonstiger Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts dürfen unbe- 
schadet der Bestimmungen des Absatzes 1 
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eine friedliche Verwendung der Kernenergie 
vornehmen, wenn diese Betätigung dem 
Gegenstand der Unternehmen zu dienen be- 
stimmt ist und ihr Ausmaß der Größe und 
Zweckbestimmung der Unternehmen ent- 
spricht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für Beteiligungen an wirtschaftlichen Unter- 
nehmen zur friedlichen Verwendung der 
Kernenergie. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Bundesanstalt für Kernenergie 
§5 

(1) Es wird eine Bundesanstalt für Kern- 
energie als Anstalt des öffentlichen Rechts er- 
richtet. Sie unterliegt der Aufsicht der Bun- 
desregierung, 

(2) Ihre Organe sind 

a) der Verwaltungsrat 

b) das Direktorium. 

§6 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich zusam- 
men aus: 

1 Vertreter jeder Fraktion des Bundestages, 
1 Vertreter des Bundesrates, 

15 weiteren Mitgliedern, von denen 

a) 9 als Vertreter der Gesamtwirtschaft, und 
zwar 

5 vom Gemeinschaftsausschuß der 
Deutschen Gewerblichen Wirtschaft, 
1 von der Vereinigung Deutscher Elek- 
trizitätswerke, 

1 vom Zentralausschuß der Deutschen 
Landwirtschaft und 

2 von den Arbeitnehmerorganisatio- 
nen, 

b) 5 als Vertreter der Wissenschaft von der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister 
und der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft, 

c) 1 von der Bundesvereinigung der kom- 
munalen Spitzenverbände 

vorgeschlagen und von der Bundesregierung 
ernannt werden. 

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates 
müssen die deutsche Staatsangehörigkeit be- 


sitzen. Von diesem Erfordernis kann in Aus- 
nahmefällen auf Grund eines besonderen Be- 
schlusses der Bundesregierung abgesehen 
werden. 

(3) Die Mitglieder sind nur ihrem Gewis- 
sen verantwortlich; sie sind an keine Auf- 
träge oder Weisungen gebunden. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Ver- 
waltungsrates beträgt vier Jahre. Wieder- 
ernennung ist zulässig. 

(5) Nach Ablauf jedes Kalenderjahres 
scheiden je vier Mitglieder nach der Reihen- 
folge ihrer Amtsdauer aus. Die Reihenfolge 
des Ausscheidens in den ersten vier Jahren 
wird in der ersten Sitzung des Verwaltungs- 
rates durch das Los bestimmt. 

(6) Die Mitglieder können jederzeit durch 
schriftliche Erklärung gegenüber der Bun- 
desregierung ihr Amt niederlegen. Verliert 
ein Mitglied die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter, so erlischt seine Mitglied- 
schaft. Nach Anhören des Verwaltungsrates 
kann die Bundesregierung ein Mitglied seines 
Amtes entheben, wenn ein wichtiger in der 
Person des Mitgliedes liegender Grund vor- 
liegt; als solcher gilt insbesondere ein Ver- 
halten des Mitgliedes, das bei Beamteneigen- 
schaft eine Dienstenthebung rechtfertigen 
würde. 

(7) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der 
Zeit, für die es ernannt ist, aus, so ist unver- 
züglich ein Ersatzmitglied für die restliche 
Amtszeit des Ausgeschiedenen zu ernennen. 

(8) Die Mitglieder sind zur Verschwiegen- 
heit verpflichtet, soweit daran ein öffent- 
liches oder ein berechtigtes Interesse eines 
Beteiligten besteht. Für ihre Tätigkeit erhal- 
ten sie eine angemessene Aufwandsentschä- 
digung. 

(9) Der Verwaltungsrat gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

§ 7 

(1) Der Verwaltungsrat wählt alle zwei 
Jahre in der ersten Sitzung des Kalenderjah- 
res aus seiner Mitte seinen Präsidenten sowie 
zwei Vizepräsidenten. Für die Wahl des Prä- 
sidenten ist die Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen, für die Wahl der 
Vizepräsidenten einfache Stimmenmehrheit 
erforderlich. Erhält im ersten Wahlgang kein 
Bewerber die danach erforderliche Stimmen- 
mehrheit, so findet ein zweiter Wahlgang 
statt. Kommt auch in diesem die danach 
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erforderliche Stimmenmehrheit nicht zu- 
stande, so findet zwischen den beiden Bewer- 
bern, die im zweiten Wahlgang die höchste 
Stimmenzahl haben, eine Stichwahl statt, bei 
der die einfache Mehrheit entscheidet. 

(2) Wiederwahl des Präsidenten und der 
Vizepräsidenten Ist zulässig. 

§ 8 

(1) Der Verwaltungsrat 

a) wirkt bei der Aufstellung der Programme 
für die Tätigkeit der Anstalt mit; 

b) nimmt Stellung zu der von der Bundes- 
regierung beabsichtigten Ernennung der 
Mitglieder des Direktoriums; 

c) genehmigt den vom Direktorium aufzu- 
stellenden Haushaltsvoranschlag und Stel- 
lenplan der Anstalt; 

d) nimmt einmal Im Vierteljahr den 
Rechenschaftsbericht des Direktoriums 
entgegen; 

e) billigt den Jahresbericht des Direkto- 
riums; 

f) beschließt über die vom Direktorium 
nach diesem Gesetz aufzustellenden Richt- 
linien gemäß §§ 15 und 20; 

g) beschließt über Feststellungen gemäß § 2 
Nr. 2 und über die Festsetzungen von 
Freigrenzen gemäß § 16 Abs. 6 vor- 
behaltlich der Zustimmung der Bundes- 
regierung; 

h) nimmt Stellung zu geplanten zwischen- 
staatlichen Ahm achungen, deren Ent- 
würfe ihm von der Bundesregierung vor- 
zulegen sind; 

i) beschließt über die Besetzung der Stellen, 
die dem höheren Dienst entsprechen. 

(2) Der für die Kernenergie zuständige 
Bundesminister hat das Recht zur Teilnahme 
an den Sitzungen des Verwaltungsrates. 

(3) Der Präsident des Verwaltungsrates, In 
seiner Vertretung einer der Vizepräsidenten, 
vertritt die Bundesanstalt gegenüber dem 
Direktorium. 

§ 9 

(1) Das Direktorium besteht aus einem 
Generaldirektor und zwei weiteren Mitglie- 
dern, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen müssen. Sie dürfen dem Verwal- 
tungsrat nicht angehören. Ihre Amtszeit 
beträgt fünf Jahre; Wiederernennung Ist 
zulässig. 


(2) Die Mitglieder des Direktoriums wer- 
den von der Bundesregierung ernannt. Die 
Bundesregierung hört vorher den Verwal- 
tungsrat, von dessen Stellungnahme sie nur 
aus wichtigem Grunde abweichen kann. 

§ 10 

(1) Das Direktorium leitet die Geschäfte 
der Bundesanstalt und entscheidet über die 
von ihr zu treffenden Maßnahmen im Rah- 
men der Vorschriften dieses Gesetzes. Es ver- 
tritt die Anstalt gerichtlich und außergericht- 
lich. 

(2) Das Direktorium gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung, in der die Zuständigkeiten 
und Befugnisse seiner Mitglieder festgelegt 
werden. Sie bedarf der Zustimmung des Ver- 
waltungsrates. 

(3) Zu den besonderen Aufgaben des 
Direktoriums gehört es, befristete Pro- 
gramme für die Tätigkeit der Anstalt aufzu- 
stellen. 

(4) Die Mitglieder des Direktoriums neh- 
men an den Sitzungen des Verwaltungsrates 
teil. 

§11 

(1) Die Bundesanstalt kann die in Ihrem 
Haushaltsplan dafür vorgesehenen Mittel zur 
Unterstützung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben in privatrechtlldier Form 
verwenden und sich für den Bund an ein- 
schlägigen Unternehmen finanziell beteili- 
gen; soweit dem Bund bereits Beteiligungen 
dieser Art an Forschungs- und Entwicklungs- 
unternehmen zustehen oder solche künftig 
erworben werden, geht ihre Verwaltung auf 
die Bundesanstalt über. 

(2) Soweit die allgemeine Sicherheit oder 
die öffentliche Gesundheit die Durchführung 
von Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
erfordern, die nach Ansicht der Bundes- 
anstalt an anderer Stelle niclit oder nicht in 
ausreichendem Maße betrieben werden, ver- 
gibt die Bundesanstalt entsprechende For- 
schungsaufträge. 

§ 12 

(1) Die Bundesanstalt berät die Bundes- 
regierung In allen Fragen der friedlichen Ver- 
wendung der Kernenergie. Sie berät ferner 
die zuständigen Stellen des Bundes, der Län- 
der und Gemeinden In allen Fragen der all- 
gemeinen Sicherheit und der öffentlichen 
Gesundheit, insbesondere hinsichtlich 
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der Überprüfung der für die Verwendung 
der Kernbrennstoffe vorgesehenen Vorrich- 
tungen auf Betriebssicherheit und der für die 
Öffentlichkeit und die Beschäftigten getroffe- 
nen Schutzvorrichtungen, 
der Überwachung der Lagerung und Ver- 
wendung der Kernbrennstoffe, 
der Beförderung von Kernbrennstoffen in 
öffentlichen Verkehrsmitteln, 
der Überwachung der Atmosphäre und der 
Gewässer auf radioaktive Beimengungen, 
der Aufklärung der Bevölkerung über Mög- 
lichkeiten und Gefahren der friedlichen Ver- 
wendung der Kernenergie. 

(2) Die Bundesanstalt gibt Auskünfte in 
allen Fragen der friedlichen Anwendung der 
Kernenergie, sammelt Informationsmaterial 
und übernimmt die der Bundesrepublik auf 
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
überlassenen wissenschaftlichen und techni- 
schen Unterlagen. 

§ 13 

Die Bundesanstalt erhebt für ihre Tätig- 
keit zur Deckung ihrer Kosten Gebühren 
nach Richtlinien, die vom Direktorium mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates aufgestellt 
werden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Kernbrennstoffe 
§ 14 

(1) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes an ist im Bundesgebiet die Ver- 
wendung von Kernbrennstoffen für Ver- 
suchszwecke, zum Zwecke der Erzeugung 
von Energie oder radioaktiven Isotopen oder 
für irgendeinen anderen Zweck nur mit Ge- 
nehmigung der Bundesanstalt zulässig. 

(2) Die Genehmigung für die Verwendung 
von Kernbrennstoffen darf in jedem Falle 
nur für eine bestimmte Art der Verwendung 
und nur für eine begrenzte Menge Kern- 
brennstoff erteilt werden. 

S 15 

Die Bundesanstalt übernimmt die der Bun- 
desrepublik auf Grund zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen überlassenen Kernbrenn- 
stoffe zur Verwahrung und Verwaltung. Sie 
verteilt sie nach Maßgabe von Richtlinien, 
die das Direktorium mit Zustimmung des 
Verwaltungsrates festsetzt und die eine 


bevorzugte Versorgung für Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben vorsehen sollen. 

§ 16 

(1) Wer Kernbrennstoffe in das Bundes- 
gebiet einführt, dort erzeugt, erwirbt oder 
im Besitz hat, hat sie unverzüglich der Bun- 
desanstalt zur Inverwahrnahme anzubieten. 
Die Anbletungspflicht entfällt für Inhaber 
von Genehmigungen für die Verwendung 
von Kernbrennstoffen, sofern die Mengen 
der in Ihrem Besitz befindlichen Kernbrenn- 
stoffe die nach § 14 Abs. 2 genehmigte 
Menge nicht übersteigen. 

(2) Die Bundesanstalt nimmt die angebo- 
tenen Kernbrennstoffe in Verwahrung und 
erteilt dem Hinterleger eine Gutschrift über 
Art und Menge der hinterlegten Stoffe. Ist 
der Hinterleger nicht gleichzeitig der Ver- 
fügungsberechtigte, so wird die Gutschrift 
dem Verfügungsberechtigten erteilt. 

(3) Die Bundesanstalt Ist verpflichtet, die 
Kernbrennstoffe unter äußerlich erkennbarer 
Bezeichnung des Verfügungsberechtigten 
gesondert von etwaigen eigenen Beständen 
und von denen Dritter aufzubewhren. Sie 
kann sie bei dritten Personen einlagern und 
mit ihnen Verträge über die Bedingungen 
der Aufbewahrung abschließen. Erzeuger 
von Kernbrennstoffen, die über geeignete 
Lagereinrichtungen verfügen, müssen auf 
Antrag mit der Verwahrung der von ihnen 
erzeugten Stoffe beauftragt werden, wenn 
die laufende Kontrolle der Bestände gewähr- 
leistet ist. 

(4) Die Bundesanstalt führt Buch über 
Art, Menge und Aufbewahrungsort aller in 
Verwahrung genommenen Kernbrennstoffe, 
und zwar gesondert für jeden Verfügungs- 
berechtigten. Desgleichen führt sie Aufzeidi- 
nungen über die im Besitz von Inhabern von 
Genehmigungen für die Verwendung von 
Kernbrennstoffen befindlichen Stoffe. 

(5) Wer ein Kernbrennstoffguthaben bei 
der Bundesanstalt besitzt, kann zugunsten 
eines anderen darüber verfügen, indem er 
Ihm eine entsprechende Anweisung auf die 
Bundesanstalt ausstellt. Gegen Vorlage der 
Anweisung überläßt die Bundesanstalt dem 
Anweisungsempfänger die angewiesene Art 
und Menge aus dem Guthaben des Anwei- 
senden, wenn der Empfänger zu ihrer Ver- 
wendung auf Grund einer Genehmigung 
nach § 14 berechtigt ist. Gleichzeitig nimmt 
sie eine entsprechende buchmäßige Übertra- 
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gung vom Konto des Anwelsenden auf das 
Konto des Empfängers vor. Die Anweisun- 
gen können durch Indossament übertragen 
werden. 

(6) Die Bundesanstalt kann für die Anbie- 
tung nach Absatz 1 mit Zustimmung des 
Verwaltungsrates Freigrenzen festsetzen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Ausgangsstoffe 

§ 17 

Die Bundesanstalt führt Übersichten über 
die im Bundesgebiet vorhandenen Ausgangs- 
stoffe einschließlich der noch im Boden 
lagernden Mineralien, ihre Förderung und 
Verarbeitung sowie die Zu- und Abnahme 
der Bestände. 

§ 18 

Die Ausfuhr von Ausgangsstoffen ist nur 
gestattet, wenn die Bundesanstalt zuvor eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung erteilt hat. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Radioaktive Substanzen 
§ 19 

(1) Radioaktive Substanzen dürfen nur 
mit Genehmigung der Biindesanstak erzeugt^ 
in das Bundesgebiet eingeführt und in Ver- 
kehr gebracht werden. 

(2) Die Genehmigung der Verwendung 
von Kernbrennstoffen schließt die Geneh- 
migung der Erzeugung von radioaktiven 
Substanzen ein. Für die Weitergabe der bei 
der Verwendung von Kernbrennstoffen 
erzeugten radioaktiven Substanzen ist jedoch 
eine besondere Genehmigung erforderlich. 

§20 

Die Bundesanstalt erteilt Genehmigungen 
für die Erzeugung, die Einfuhr und die Wei- 
tergabe von radioaktiven Substanzen nach 
Richtlinien, die vom Verwaltungsrat beschlos- 
sen werden und die mindestens Bestimmun- 
gen über folgende Punkte enthalten: 

a) Laufende Berichte der Erzeuger und Ein- 
führer über Menge und Art der erzeug- 
ten oder eingeführten radioaktiven Sub- 
stanzen und über ihren Verbleib; 


b) Weitergabe nur an solche natürlichen und 
juristischen Personen, die sich der Bundes- 
anstalt gegenüber verpflichten, sie unver- 
züglich nach Beendigung der Anwendung 
an die Bundesanstalt zu übergeben und 
die Kosten der Unschädlichmachung 
durch die Anstalt zu übernehmen; 

c) Übergabe der nicht weitergegebenen und 
nicht oder nicht mehr verwandten radio- 
aktiven Substanzen durch die Erzeuger an 
die Bundesanstalt unter Übernahme der 
Kosten der Unschädlichmachung. 

Sie berät die zuständigen Stellen des Bundes, 
der Länder und Gemeinden bei der Über- 
wachung der Verwahrung und Verwendung 
radioaktiver Substanzen. 

§21 

Die Bundesanstalt führt Aufzeichnungen, 
aus denen zu jeder Zeit die Art und Menge 
der radioaktiven Substanzen im Besitz natür- 
licher und juristischer Personen Im Bundes- 
gebiet zu ersehen sind, und überwacht die 
Ablieferung und Unschädlichmachung solcher 
Stoffe, die nicht oder nicht mehr gebraucht 
werden. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Patente 

Weigert sich der Inhaber eines Patents, von 
dem das Direktorium der Bundesanstalt fest- 
stellt, daß seine Benutzung durch andere für 
den Fortschritt der Entwicklung erforderlich 
Ist, gegen angemessene Vergütung Lizenzen 
zu erteilen, so ist geeigneten Antragstellern 
die Erlaubnis zur Benutzung gemäß § 15 des 
Patentgesetzes bereits nach Ablauf eines Jah- 
res seit Bekanntmachung des Patentes zu er- 
teilen. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Internationale Zusammenarbeit 
§23 

(1) Die Bundesanstalt ist befugt, zur Wahr- 
nehmung der ihr übertragenen Aufgaben mit 
ausländischen Einrichtungen verwandten 
Charakters zusammenzuarbeiten. 

(2) Sie kann zur Regelung der Zusammen- 
arbeit Vereinbarungen mit derartigen Ein- 
richtungen treffen. 



§ 24 

Das Direktorium der Bundesanstalt wirkt 
bei allen zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
über die friedliche Verwendung der Kern- 
energie mit. Es holt dabei in jedem Falle die 
Stellungnahme des Verwaltungsrates ein. 

§25 

Kernbrennstoffe dürfen nur auf Grund 
und nach Maßgabe zwischenstaatlicher Ver- 
einbarungen ausgeführt werden. 

ACHTER ABSCHNITT 
Strafbestimmungen 
§ 26 

(1) Wer Kernbrennstoffe, die er der Bun- 
desanstalt anzubieten hat, nicht anbietet oder 
solche Stoffe ohne Genehmigung oder anders 
als in der genehmigten Art verwendet, wird 
mit Gefängnis nicht unter drei Jahren be- 
straft. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 

(2) Wer es unterläßt, die Einfuhr, Erzeu- 
gung oder Weitergabe von radioaktiven Sub- 
stanzen zu melden, wird mit Gefängnis nicht 
unter zwei Jahren bestraft. 

(3) Wer den ihm im Zusammenhang mit 
der Erteilung einer Genehmigung von der 
Bundesanstalt auferlegten oder anderweitig 
von ihm im Interesse der allgemeinen Sicher- 
heit und der öffentlichen Gesundheit über- 
nommenen Verpflichtungen nicht nach- 
kommt, wird mit Gefängnis bestraft. Das 
gleiche gilt für die Nichtbeachtung der nach 
diesem Gesetz bestehenden Anzeige-, Aus- 
kunfts- und Vorlagepflichten. 

NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
§ 27 

Die Feststellung nach § 2 Nr. 2 sowie die 
Festsetzung von Freigrenzen nach § 16 

Abs, 6 sind Im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 


§ 28 

(1) Die Bundesregierung ist ermäditigt, auf 
Vorschlag der Bundesanstalt Rechtsverord- 
nungen zu erlassen über 

a) den Strahlenschutz bei der Verwendung 
von radioaktiven Substanzen, 

b) die Beförderung von Kernbrennstoffen 
und radioaktiven Substanzen in privaten 
Verkehrsmitteln, 

c) die Ausfuhr von Vorrichtungen und Stof- 
fen, die für die Freisetzung und Verwen- 
dung von Kernenergie von Bedeutung 
sind. 

(2) Sie kann diese Ermächtigungen auf 
einen oder mehrere Bundesminister über- 
tragen. 

§ 29 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

§30 

Folgende Gesetze der Alliierten Hohen 
Kommission werden aufgehoben: 

a) Das Gesetz Nr. 22 vom 7. März 1950 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission S. 122), 

b) das Gesetz Nr. 53 vom 9. Mai 1951 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission S. 882), 

c) das Gesetz Nr. 68 vom 28. Dezember 
1951 (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission S. 1361). 

§31 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 28. Februar 1956 

Dr.-Ing. Drechsel 

Margulies 

Schwann 

Dr. Dehler und Fraktion 
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